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Gerlinde Wax          12.02.2017 

 

 

 

 

 

 

 

Herrn Minister Peter Hauk 

Ministerium für Ländlichen Raum  

und Verbraucherschutz Baden-Württemberg 

Kernerplatz 10 

70182 Stuttgart 

E-Mail: poststelle@mlr.bwl.de 

 

Kopie: 

Frau Dr. Cornelie Jäger, Tierschutzbeauftragte Baden-Württemberg 

E-Mail: cornelie.jaeger@mlr.bwl.de 

 

 

 

 

 

Rechtsaufsichtsbeschwerde 

in Sachen Affenversuche am MPI Tübingen 

 

 

 

Sehr geehrter Herr Minister Hauk, 

 

 

hiermit reiche ich eine Rechtsaufsichtsbeschwerde ein zur dringenden Überprüfung der 

Rechtmäßigkeit der Affenversuche am MPI Tübingen, die von Ihrer untergeordneten Behörde 

Regierungspräsidium Tübingen genehmigt werden. 

 

Wie es einem Offenen Brief im Rahmen einer Online-Petition zu entnehmen ist, haben zum 

heutigen Stand mehr als 27.000 Bürger von Herrn Regierungspräsident Klaus Tappeser gefordert, 

die Genehmigung zur Durchführung der Versuche und zur Tötung der Tiere aus dringenden 

Tierschutzerwägungen zu widerrufen, insbesondere im Hinblick auf die offenkundige gesetzwidrige 

Haltung der Tiere und auf den offenkundigen gesetzwidrigen Umgang mit den Tieren als 

gravierende Verstöße gegen TierSchG §§ 2, 7, 8, 11 und 16, siehe: 

 

28.12.2017 – Petitionsbrief an Herrn Klaus Tappeser 

https://www.change.org/p/herr-prof-hans-peter-thier-beantworten-sie-bitte-4-fragen-über-

den-wissenschaftlichen-wert-der-affenhirnforschung-am-max-planck-institut-mpi-

tübingen/u/18898676 

 

18.01.2017 – Erinnerung an Herrn Klaus Tappeser 

http://www.jocelyne-lopez.de/pdfDateien/Brief_an_Tappeser-o.pdf 
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Herr Tappeser hat mit Schreiben vom 03.02.2017 zu dieser Forderung Stellung genommen, siehe: 

 

03.02.2017 – Stellungnahme von Regierungspräsident Klaus Tappeser 

http://www.jocelyne-lopez.de/pdfDateien/Ablehnung_Klaus_Tappeser_03_02_17.pdf 

 

 

 

Jedoch hat Herr Tappeser in seiner Antwort mit keinem einzigen Wort zu der ganz konkreten 

Rechtslage Stellung genommen, die ihm dargestellt wurde und Anlaß zu den zwei o.g. Offenen 

Briefen an ihn gegeben hatte. Dieses Ausweichen ist sowohl rechtlich hoch bedenklich als auch 

unverantwortlich und darf von den Bürgern nicht hingenommen werden.  

   

 

 

Ich erhebe insbesondere Widerspruch gegen folgende Begründung von Herrn Tappeser, von einem 

sofortigen Widerruf der laufenden Genehmigungen abzusehen: 

 

 

„Bei den anderen Genehmigungen für Neurokognitionsexperimente liegen dem 

Regierungspräsidium Tübingen nach wie vor keine Erkenntnisse vor, die bereits vor 

Abschluss der staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen einen sofortigen Widerruf rechtfertigen 

würden“ 

 

Diese Aussage trifft nicht zu und ist nicht annehmbar. Erkenntnisse, die einen sofortigen Widerruf 

der Genehmigung rechtfertigen liegen nämlich seit der Ausstrahlung der Sendung „Stern TV“ vom 

10.09.2014 nicht nur der Genehmigungsbehörde, sondern Millionen von Bürgern vor: Es ist 

eindeutig durch diesem Filmmaterial erkennbar, dass die Tiere nicht in artgerechten Gehegen für 

Primaten gehalten werden, wie es vom Tierschutzgesetz verbindlich gefordert wird, sondern in 

winzigen Edelstahlkäfigen. Es ist eindeutig erkennbar, dass die Tiere sich keineswegs den 

Versuchen freiwillig unterstellen, wie es vom Tierschutzgesetz verbindlich gefordert wird, sondern 

durch rohe Gewalt mit der Führstange aus den Käfigen gezerrt werden und durch traumatisierende 

Eingriffe zu der Ausführung der Aufgaben tagtäglich gezwungen werden: Flüssigkeitsentzug und 

„Dursttraining“ sowie Fixierung im Primatenstuhl. Es ist für jedermann offenkundig, dass keine 

Freiwilligkeit der Tiere zur Durchführung der Versuche vorhanden ist. 

 

Diese Gesetzesverstöße hat sogar die Max Planck Gesellschaft indirekt eingeräumt, indem durch 

diverse Pressemitteilungen angekündigt wurde, dass in Zukunft Maßnahmen getroffen werden 

sollen, um auf den Einsatz der Führstange zu verzichten und dass die Tierställe zur Haltung von den 

noch im Mai 2015 lebenden 45 Versuchstieren saniert und teilweise neugebaut werden sollen.  

 

Es ist hochbedenklich und in höchstem Maße unverantwortlich, dass Herr Tappeser über die ihm 

gestellte Frage schweigt, ob inzwischen die Gesetzeskonformität wiederhergestellt wurde, indem 

alle Tiere gesetzeskonform in artgerechten Gehegen gehalten werden und sich gesetzeskonform den 

Versuchen freiwillig unterstellen: Kein Einsatz der Führstange mehr, kein Flüssigkeitsentzug und 

„Dursttraining“, keine Fixierung im Primatenstuhl mehr. Dieses Schweigen lässt die Befürchtung 

zu, daß diese gravierenden Verstöße gegen das Tierschutzgesetz mitnichten aufgehoben wurden und 

bis heute noch bestehen, sowie sogar die Befürchtung, daß seit 2014 nichts mehr überprüft wurde. 

Der Widerruf der Genehmigung und die Unterbringung der Tiere in geeigneten Refugien sind  

dementsprechend gemäß TierSchG § 16 a (2) dringend geboten:  
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TierSchG § 16 a (2) 

 

Die zuständige Behörde trifft die zur Beseitigung festgestellter Verstöße und die zur 

Verhütung künftiger Verstöße notwendigen Anordnungen. Sie kann insbesondere 

(2) ein Tier, das nach dem Gutachten des beamteten Tierarztes mangels Erfüllung der 

Anforderungen des § 2 erheblich vernachlässigt ist oder schwerwiegende 

Verhaltensstörungen aufzeigt, dem Halter fortnehmen und so lange auf dessen Kosten 

anderweitig pfleglich unterbringen, bis eine den Anforderungen des § 2 entsprechende 

Haltung des Tieres durch den Halter sichergestellt ist. 

 

 

Die Unterlassung dieser Maßnahme durch Ihre untergeordnete Behörde erfüllt aus meiner Sicht den 

Tatbestand der Strafvereitelung im Amt. 

 

Ich bitte Sie daher, sehr geehrter Herr Minister Hauk, meine Rechtsaufsichtsbeschwerde eingehend 

prüfen zu lassen und dafür Sorge zu tragen, dass die Rechtskonformität wiederhergestellt wird. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Gerlinde Wax 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


